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Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in der Stellungnahme auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachfor-
men männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen 
für alle Geschlechter. 

Soweit sich Ausführungen in den Abschnitten 3 bis 6 auf die Änderungen der Bundesrechtsanwaltsordnung und 
den Beruf des Rechtsanwalts beziehen, gelten sie, soweit sich aus dem Text nicht ausdrücklich Abweichendes 
ergibt, gleichermaßen für inhaltsgleiche Änderungen des Steuerberatungsgesetzes und der Patentanwaltsordnung 
bzw. für die Berufe des Steuerberaters und Patentanwalts. 
 

Ausschussdrucksache 21(6)79c Seite 2 von 19



Öffentliche Anhörung Rechtsausschuss am 22.4.2026 - Stellungnahme Prof. Dr. Matthias Kilian 

2 
 

Zusammenfassung  

 
1. Die Neuordnung der anwaltlichen Grundpflichten in eigenständige Paragraphen (§§ 38 bis 
43a BRAO-E) ist zu begrüßen. In einzelnen Punkten sind aber Nachbesserungen angezeigt, 
um bislang den aus Gründen - sachlich nicht angezeigter - berufsrechtlicher Traditionspflege 
vernachlässigten Grundsätzen guter Gesetzgebung künftig besser Rechnung zu tragen. Die 
bislang in der Normenfolge voneinander getrennten Regelungen zur Verschwiegenheitspflicht 
(§ 40 BRAO-E, § 43e BRAO), zu Tätigkeitsverboten (§ 42 BRAO-E, § 45 BRAO), zu Informa-
tionspflichten (§§ 43d, 44 BRAO) und zur Berufsbildung (§ 43a BRAO-E, §§ 43c, 43f BRAO), 
sollten räumlich zusammengeführt werden. Die Wahrheitspflicht (§ 41 BRAO-E) sollte entspre-
chend des natürlichen Sprachgebrauchs und ihrer historischen Wurzeln nicht länger als Un-
terfall der Sachlichkeit behandelt werden, sondern in einem eigenständigen Paragraphen ge-
regelt werden. Die in § 43a BRAO-E künftig verselbständigte Fortbildungspflicht bleibt solange 
inhaltsleer, wie ihr keine Ermächtigung der Satzungsversammlung zu ihrer Konkretisierung 
folgt; unterbleibt eine solche, kann die Regelung ebenso gut gestrichen werden. § 43b BRAO 
sollte ersatzlos gestrichen werden.  

2. Die Ergänzung der Regelungen zur Vertretung widerstreitender Interessen um eine Zustim-
mungsfiktion bei Unternehmern (§ 42 Abs. 3 Satz 2 und 3 BRAO-E) ist ein vertretbarer Kom-
promiss, der auf Marktnotwendigkeiten reagiert - auch wenn er den traditionell monistischen 
Regelungsansatz des Berufsrechts relativiert. Offen lässt der Entwurf die Problematik der 
Reichweite des Tätigkeitsverbots für nicht persönlich vorbefasste Sozietätswechsler. Die Aus-
weitung der Ausnahmen der Sozietätserstreckung auf jede Form wissenschaftlicher Mitarbeit 
(§ 45 Abs. 2 Satz 2 BRAO-E) ist konsequent; eine Erstreckung auf wissenschaftliche Mitarbei-
ter nach dem zweiten Staatsexamen ist bei einer zeitlichen Befristung zumindest vertretbar.  

3. Die Einführung des rechtlichen Hinweises als gesetzlich definiertes Aufsichtsinstrument und 
die Vereinheitlichung des Rechtswegs nach der VwGO sind sachgerecht. Die Entscheidung, 
die Revision zum Bundesgerichtshof bei rechtlichen Hinweisen nun doch beizubehalten, ist 
richtig: Ohne höchstrichterliche Rechtsvereinheitlichung hätte eine Zersplitterung der Berufs-
rechtsprechung auf der Ebene der Anwaltsgerichtshöfe gedroht. Nachbesserungsbedarf be-
steht bei der Regelung des UWG-„Vorschaltverfahrens“ (§ 73c BRAO-E): Sie beschneidet die 
Reaktionsfähigkeit der Kammern, ohne ein gleichwertiges Steuerungsinstrument bereitzustel-
len. Die Alternative einer öffentlich-rechtlichen Untersagungsverfügung wäre systematisch 
konsequenter und funktional effektiver. 

4. a) Die Einfügung einer Vorschrift zu Wiederholungswahlen (§ 68a BRAO-E) schließt eine 
Regelungslücke und ist im Grundsatz sachgerecht. Nachjustierung ist in mehreren Punkten 
geboten, die nach den Erfahrungen aus den Wahlanfechtungsverfahren der Kammern Düs-
seldorf und München, die Auslöser der Neuregelung sind, praktisch bedeutsam waren: Hin-
sichtlich des für die Wiederholungswahl zuständige Wahlvorstands, der Bereinigung des Wahl-
vorschlags um zwischenzeitlich anderweitig gewählte Kandidaten sowie des Verhältnisses 
zwischen Vorstands- und Präsidiumswahl.  

b) Unabhängig von der Wiederholungswahl sollten einige weitere Nachbesserungen im Kam-
merwahlrecht erwogen werden: Die Bindung des Wahlvorschlags an die Zustimmung des Vor-
geschlagenen, die vollständige Streichung der Mindestberufserfahrung für die Vorstandswahl 
(§ 65 Nr. 2 BRAO) und die Streichung der Altersgrenze im Ablehnungsrecht (§ 67 Nr. 1 BRAO-
E). 
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5. Das Abwicklungsrecht (§ 55 BRAO-E) ist nach allgemeiner Auffassung reformbedürftig. Die 
Einführung einer Grenze der Bürgenhaftung von 10.000 Euro und die Zulassung von Berufs-
ausübungsgesellschaften als Abwickler sind dem Grunde nach sachgerecht. Gleichwohl be-
gegnet die konkrete Ausgestaltung der Haftungsgrenze Praktikabilitätsproblemen, die BRAK 
und BStBK zutreffend aufgezeigt haben. Das Wettbewerbsverbot für Abwickler von Steuerbe-
raterpraxen im StBerG sollte beibehalten werden. 

6. Die Neuregelungen im Recht der Berufsausübungsgesellschaften sind sachgerecht. Die 
Kopplung von Rechtsdienstleistungsbefugnis und Postulationsfähigkeit an die Zulassung (§§ 
59k, 59l BRAO-E) und die Neuregelung zum Erlöschen der Zulassung bei Auflösung (§ 59h 
Abs. 1 BRAO-E) sind zu begrüßen. Die Gleichstellung schweizerischer Gesellschaftsformen 
ist folgerichtig. Bei der Erweiterung des Gesellschafterkreises auf ausländische Notare (§ 59c 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BRAO-E) sind die sehr unterschiedlichen Qualifikationsniveaus der welt-
weiten Notariatsmodelle zwar eine Herausforderung. Dieses Problem ist allerdings bereits aus 
dem Steuerberaterberuf bekannt. Die Einbeziehung ausländischer Freier Berufe in § 207a 
Abs, 1 Nr. 3 BRAO-E ist systematisch notwendig, wenngleich gesetzgeberische Handreichun-
gen zur erleichterten Prüfung durch die Kammern wünschenswert wären. In § 207a Abs. 1 Nr. 
2 BRAO sollte eine Klarstellung der Anforderungen an die Rechtsdienstleistungsbefugnis er-
gänzt werden. 

7. a) Die Detailänderungen des RDG – Verbraucherschutz beim Konzerninkasso, Mitteilungs-
pflichten bei Nichtweiterverfolgung, Verhinderung unbefugter Rechtsdienstleistungen, höhere 
Bußgelder – sind sachgerecht, auch wenn die Sachkundeanforderungen grundlegender re-
formbedürftig sind.  

b) Die Einzeländerungen in diesem Gesetz geben allerdings Anlass zu einer grundsätzlicheren 
Anmerkung: Das RDG wächst seit Jahren durch punktuelle Anreicherung mit Berufspflichten, 
die inhaltlich, zum Teil wortgleich entsprechende Pflichten der BRAO, der PAO und des 
StBerG spiegeln. Diese Regulierungslogik wirft die Frage auf, ob nicht im Interesse schlanker 
Gesetzgebung und widerspruchsfreier Lösungen für ausgewählte, nicht statusprägende Teil-
bereiche - wie die zivilrechtlichen Fragen der Erbringung von Rechtsdienstleistungen - die per-
sonenbezogene, berufsrechtlich fragmentierte Regulierung durch eine tätigkeitsbezogene er-
setzt werden sollte, die an der Rechtsdienstleistung als Produkt bzw. dem Rechtsdienstleis-
tungsvertrag als Schuldverhältnis ansetzt. 
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1. Die Neuordnung der anwaltlichen Grundpflichten in eigenständige Paragraphen 
(§§ 38 bis 43a BRAO-E) ist zu begrüßen. In einzelnen Punkten sind aber Nachbesserun-
gen angezeigt, um bislang den aus Gründen - sachlich nicht angezeigter - berufsrecht-
licher Traditionspflege vernachlässigten Grundsätzen guter Gesetzgebung künftig bes-
ser Rechnung zu tragen. Die bislang in der Normenfolge voneinander getrennten Rege-
lungen zur Verschwiegenheitspflicht (§ 40 BRAO-E, § 43e BRAO), zu Tätigkeitsverboten 
(§ 42 BRAO-E, § 45 BRAO), zu Informationspflichten (§§ 43d, 44 BRAO) und zur Berufs-
bildung (§ 43a BRAO-E, §§ 43c, 43f BRAO), sollten räumlich zusammengeführt werden. 
Die Wahrheitspflicht (§ 41 BRAO-E) sollte entsprechend des natürlichen Sprachge-
brauchs und ihrer historischen Wurzeln nicht länger als Unterfall der Sachlichkeit be-
handelt werden, sondern in einem eigenständigen Paragraphen geregelt werden. Die in 
§ 43a BRAO-E künftig verselbständigte Fortbildungspflicht bleibt solange inhaltsleer, 
wie ihr keine Ermächtigung der Satzungsversammlung zu ihrer Konkretisierung folgt; 
unterbleibt eine solche, kann die Regelung ebenso gut gestrichen werden. § 43b BRAO 
sollte ersatzlos gestrichen werden.  

1.1 Ein Grundsatz guter Gesetzgebung ist, dass die Gliederung eines Gesetzes der inneren 
Logik folgen muss (BMJ (Hrsg.), Handbuch der Rechtsförmlichkeit (künftig: HdR), 4. Aufl. 
2024, Rn. 261). Das Ziel ist die sogenannte Gliederungsklarheit. Ein Gesetz soll für den 
Rechtsanwender (Bürger, Behörden, Richter) logisch aufgebaut und damit lesbar sein. Diesem 
Anspruch an eine gute Legistik wird die BRAO seit Längerem nicht gerecht, weil eine grund-
legende Neuordnung der Berufspflichten nie stattgefunden hat. Soweit nun § 43a BRAO erst-
mals aufgebrochen wird und ohnehin zu umfangreichen Neuverweisungen (und der Überar-
beitung der Standardliteratur zwingt), sollte diese begrüßenswerte Veränderung Anlass sein, 
dem Grundsatz guter Gesetzgebung so umfassend wie möglich zur Geltung zu verhelfen und 
schlechte Legistik nicht lediglich aus Gewöhnung beizubehalten. Sachlich zusammengehö-
rende Regelungen sollten im Gesetz auch räumlich zusammenstehen – das ist ein Grundsatz 
guter Gesetzgebung, der im Handbuch der Rechtsförmlichkeit (HdR Rn. 261) ausdrücklich 
niedergelegt ist. Sachlich miteinander verschränkte Normen sind die Regelungen zur Ver-
schwiegenheit (§ 40 BRAO) und ihre Konkretisierung in Fällen des Non-Legal Outsourcings (§ 
43e BRAO). Diese beiden Normen sollten künftig aufeinander folgen. Gleiches gilt für die Tä-
tigkeitsverbote aus § 42 BRAO n.F. und § 45 BRAO, die unmittelbar aufeinander folgend ge-
regelt werden sollten. Zusammengehörig sind auch die Vorschriften der §§ 43a n.F., § 43c 
und § 43f BRAO zur anwaltlichen Berufsbildung (Ausbildung – wegen der Länderkompetenzen 
in Sachen Juristenausbildung sachlich falsch als Fortbildung bezeichnet - im Berufsrecht, all-
gemeine Fortbildung und Weiterbildung zum Fachanwalt). Auch die berufsrechtlichen Informa-
tionspflichten des Rechtsanwalts - die Pflicht zur Information über eine Mandatsablehnung (§ 
44 BRAO) und die Pflichten zur Information und Darlegung bei einem angenommenen Inkas-
somandat - sollten im Gesetz unmittelbar nacheinander und in sachlich logischer, umgekehrter 
Reihenfolge angesprochen werden.  

Ein sachgerechter Aufbau der §§ 38 ff. BRAO sähe wie folgt aus: 

§ 38 Allgemeine Berufspflicht       (hierzu im Übrigen unter 1.5) 

§ 39 Unabhängigkeit 

§ 40 Verschwiegenheit 

§ 40a Verschwiegenheit bei Inanspruchnahme von Dienstleistungen 

§ 41 Sachlichkeit 

§ 41a Pflicht zur Wahrheit       (hierzu unter 1.2) 
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§ 42 Tätigkeitsverbote bei widerstreitenden Interessen   (hierzu unter 2.1 und 2.2) 

§ 42a Tätigkeitsverbote bei nicht-anwaltlicher Vorbefassung   (hierzu unter 2.3 und 2.4) 

§ 43 Fremde Vermögenswerte 

§ 43a Kenntnisse im Berufsrecht 

§ 43b Fortbildung       (hierzu unter 1.3) 

§ 43c Fachanwalt  

[ggf.] Werbung        (hierzu unter 1.4) 

§ 44 Mitteilung der Ablehnung eines Auftrags 

§ 45 Darlegungs- und Informationspflichten bei Inkassodienstleistungen 

Hinzuweisen ist darauf, dass die wenig ansprechenden „Buchstabenparagrafen“ sich problemlos ver-
meiden ließen, wenn die zahlreichen unbesetzten Paragrafen im Bereich der §§ 18 bis 28 BRAO neu 
besetzt würden und der Dritte Abschnitt künftig neu nicht mit § 38 BRAO, sondern mit § 31 BRAO 

beginnen würde. 

1.2 § 41 BRAO-E lässt die Regelung zur Pflicht zur Sachlichkeit unverändert und behandelt 
die bewusste Verbreitung von Unwahrheiten weiterhin als einen Anwendungsfall des unsach-
lichen Verhaltens. Diese Struktur bricht jedoch mit modernen legistischen Grundsätzen, denn 
die Wahrhaftigkeit und die Sachlichkeit im Übrigen sind konzeptionell verschieden: Das 
Sachlichkeitsgebot jenseits der Wahrheitspflicht regelt das Wie der Kommunikation – sie darf 
nicht herabsetzend, tendenziös oder aufgeregt sein. Die Wahrheitspflicht regelt das Was – die 
inhaltliche Richtigkeit von Tatsachenbehauptungen. Die Einordnung der Wahrheitspflicht als 
Unterfall der Sachlichkeit entspricht insofern nicht dem natürlichen Sprachgebrauch, der 
nach den Grundsätzen guter Gesetzgebung grundsätzlich vorzuziehen ist (HdR Rn. 241): 
Grundsätzlich soll sich die Gesetzessprache am allgemeinen Sprachgebrauch orientieren 
(HdR Rn. 301). Ein Abweichen von diesem Grundsatz beeinträchtigt die Normenklarheit, denn 
beide Gebote sind gleichrangige Grundtugenden des Rechtsanwalts. Nach dem Handbuch 
der Rechtsförmlichkeit sind sie legistisch dann als solche gesondert auszuweisen (HdR Rn. 
264). Die fundamentale Bedeutung der Wahrhaftigkeit für das Organ der Rechtspflege wird 
durch das ‚Verstecken‘ unter einer sachfremden Überschrift, die dem natürlichen Sprachge-
brauch widerspricht, systematisch entwertet. Historisch wurde unter Geltung des früheren 
Standesrechts stets deutlich zwischen der „Sachlichkeitspflicht“ (in einem engen Sinne) und 
der „Wahrheitspflicht“ unterschieden (vgl. nur Isele, Kommentar zur Bundesrechtsanwaltsord-
nung, 1976, S. 670 ff. einerseits, S 781 ff. andererseits. Beispielhaft für die klare gedankliche 
Trennung dort etwa „Die Suche nach der Wahrheit verlangt ein Höchstmaß an Sachlichkeit“ 
(S. 670), „Wahrheit und Sachlichkeit sind ineinander verzahnte Begriffe“ (S. 671). 

1.3 Die Überführung der Fortbildungspflicht in einen eigenständigen Paragraphen (§ 43a 
BRAO-E) verleiht ihr sichtbarere Geltung. Dies ändert aber nichts an dem Befund, dass es 
sich um eine inhaltsleere und nach allgemeiner Auffassung nicht sanktionierbare Be-
rufspflicht handelt: § 43a BRAO-E definiert weder Mindestumfang noch Mindestinhalt der 
Fortbildung; Verstöße können berufsrechtlich nicht geahndet werden. Verhaltenswissen-
schaftlich entfaltet allein das Haftungsrecht Steuerungswirkung in Sachen Fortbildung. Ist aber 
das Haftungsrecht das einzig wirksame Instrument, entbehrt eine berufsrechtliche Fortbil-
dungspflicht ohne eigenständigen Regelungsgehalt der Grundlage, die das Handbuch der 
Rechtsförmlichkeit für die Existenzberechtigung einer Norm fordert (HdR Rn. 246). Die Lösung 
liegt aber richtigerweise nicht in der Streichung der Norm, sondern darin, ihr Wirksamkeit zu 
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verschaffen: § 59a BRAO-E sollte um eine ausdrückliche Ermächtigung der Satzungsver-
sammlung ergänzt werden, Mindestumfang und Nachweis von Fortbildungsleistungen in der 
BORA zu regeln. In Zeiten, in denen KI die Wissensanforderungen an den Beruf grundlegend 
verändern, ist die anwaltliche Fortbildung zu wichtig, um eine rein appellative Norm zu bleiben. 

1.4 § 43b BRAO als Regelung zur anwaltlichen Werbung wurde von der Neuordnung unbe-
rührt gelassen. Das ist nicht nachvollziehbar, denn die Norm hat durch Rechtsprechungs-
entwicklung, europarechtliche Vorgaben und die Fortentwicklung des Lauterkeitsrechts ihren 
eigenständigen Regelungsgehalt weitgehend verloren. Das Sachlichkeitsgebot des § 43b 
BRAO korrespondiert mit dem Irreführungsverbot der §§ 5, 5a UWG; das Verbot der Werbung 
um ein Einzelmandat hat nach der Rechtsprechung des BGH (Urteil vom 2.7.2018, AnwZ 
(Brfg) 24/17) keinen über das UWG hinausgehenden Gehalt mehr. Das Vorbild der Wirt-
schaftsprüfer – § 52 WPO verweist schlicht auf das UWG – belegt, dass eine eigenständige 
Berufspflicht zur anwaltlichen Werbung entbehrlich ist. Hinzu kommt ein praktisches Steue-
rungsdefizit: Eine Studie des Soldan Instituts (AnwBl 2022, 294 f.) hat gezeigt, dass rund 20 
Prozent der Anwaltschaft Marketingmaßnahmen unterlassen haben, die sie für möglicher-
weise berufsrechtswidrig hielten, die tatsächlich aber rechtmäßig gewesen wären. Die un-
glückliche Verbotssystematik („nur erlaubt, soweit …“) entfaltet damit eine nicht intendierte 
Steuerungswirkung: Sie hemmt erlaubtes Verhalten. Eine Norm, die keinen eigenständigen 
normativen Gehalt gegenüber dem UWG aufweist und primär unerwünschte Verhaltenseffekte 
erzeugt, sollte ersatzlos gestrichen werden. Ob man stattdessen dem Vorbild der WPO ent-
sprechend eine Art klarstellende Verweisungsregelung an die Stelle von § 43b BRAO treten 
lässt („Werbung ist zulässig, es sei denn, sie ist unlauter“), um eine breitere Akzeptanz einer 
formalen Neuausrichtung des anwaltlichen Werberechts sicherzustellen, ist dann letztlich Ge-
schmacksfrage. Notwendig wäre sie nicht, wenn auch unschädlich. 

 

 

 

 

. 

 

   

Ausschussdrucksache 21(6)79c Seite 7 von 19



Öffentliche Anhörung Rechtsausschuss am 22.4.2026 - Stellungnahme Prof. Dr. Matthias Kilian 

7 
 

2. Die Ergänzung der Regelungen zur Vertretung widerstreitender Interessen um eine 
Zustimmungsfiktion bei Unternehmern (§ 42 Abs. 3 Satz 2 und 3 BRAO-E) ist ein ver-
tretbarer Kompromiss, der auf Marktnotwendigkeiten reagiert - auch wenn er den tradi-
tionell monistischen Regelungsansatz des Berufsrechts relativiert. Offen lässt der Ent-
wurf die Problematik der Reichweite des Tätigkeitsverbots für nicht persönlich vorbe-
fasste Sozietätswechsler. Die Ausweitung der Sozietätserstreckungsausnahme auf jede 
Form wissenschaftlicher Mitarbeit (§ 45 Abs. 2 Satz 2 BRAO-E) ist konsequent; eine 
Erstreckung auf wissenschaftliche Mitarbeiter nach dem zweiten Staatsexamen ist bei 
einer zeitlichen Befristung zumindest vertretbar.  

2.1 Die Einführung der Zustimmungsfiktion für Unternehmer (§ 42 Abs. 3 Satz 2 und 3 BRAO-
E) stellt zwar gewissermaßen einen Paradigmenwechsel dar, weil sie erstmals spezifisches 
Berufsrecht nur für ein Teilsegment des Anwaltsmarktes schafft und sich von der Idee eines 
monistischen Berufsrechts löst. Gleichwohl erscheint die Regelung vertretbar: Das Verbot 
der Vertretung widerstreitender Interessen und seine Sozietätserstreckung dienen dem Schutz 
des Mandantenvertrauens; sie sind nicht zwingend mit einer ausdrücklichen, rechtzeitig vor-
liegenden Einwilligungserklärung zu verknüpfen, wenn die Schutzrichtung der Norm gewahrt 
bleibt. Bei Unternehmern ist dies der Fall: Sie sind geschäftserfahren, im Umgang mit Fiktionen 
des Rechtsverkehrs vertraut (vgl. §§ 362, 377 HGB) und werden durch die vorgeschriebene 
umfassende Information und die Zweiwochenfrist hinreichend geschützt. Bedenken, Schwei-
gen könne im Rechtsverkehr grundsätzlich nicht als Willenserklärung gedeutet werden, greifen 
nicht durch, da die Neuregelung keine allgemeine Schweigensfiktion schafft, sondern an eine 
vorausgehende, in Textform dokumentierte Aufklärung anknüpft und einen ausdrücklichen 
Hinweis auf die Folgen der Fristversäumnis voraussetzt. Der Gesetzgeber setzt Schweigens-
fiktionen im kaufmännischen Verkehr seit Langem ein, ohne dass dies als systemwidrig ange-
sehen wird. Im Übrigen bleibt dem Unternehmer der Widerspruch jederzeit möglich; er 
wird lediglich gehalten, tätig zu werden. Wie zu Recht hervorgehoben worden ist (Decken-
brock, ZRP 2025, 237, 240), wird eine sorgfältig agierende Berufsausübungsgesellschaft häu-
fig unverzüglich klarstellen, dass ein Schweigen nicht als Zustimmung verstanden werden soll 
– womit die Fiktion nicht eintritt. Der Nutzen der Neuregelung liegt daher weniger in einem 
automatischen Rechtserwerb als in der Formalisierung und Beschleunigung des Konsul-
tationsprozesses: Beide Seiten wissen, innerhalb welcher Frist eine Reaktion erwartet wird, 
was den bisherigen informellen und oft schleppenden Einigungsprozess strukturiert. 

2.2 Der Entwurf lässt eine praktisch bedeutsame Problematik offen: Gilt das Tätigkeitsverbot 
für in ihrer Kanzlei mit einem Kollisionsmandat nicht persönlich vorbefasste Sozietäts-
wechsler nach dem Kanzleiwechsel weiter? Der Wortlaut des § 42 Abs. 2 Satz 1 BRAO-E 
(„Rechtsanwälte, die ihren Beruf gemeinschaftlich mit einem Rechtsanwalt ausüben“) spricht 
zwar gegen eine Fortwirkung, weil Kanzleiwechsler die gemeinschaftliche Berufsausübung mit 
den (mandatsbearbeitenden) Rechtsanwälten der abgebenden Kanzlei beendet haben. Auch 
Satz 2 (Fortbestehen des Tätigkeitsverbots beim Ausscheiden des persönlich disqualifizierten 
Rechtsanwalts) trägt keine andere Auslegung; er betrifft den umgekehrten Fall. Gleichwohl 
wird in der Praxis von einem persönlichen Tätigkeitsverbot des nicht vorbefassten Wechslers 
in seiner neuen Kanzlei in allen Kollisionsmandaten ausgegangen. Dies hat in der Praxis er-
hebliche Auswirkungen auf die kontinuierlich zunehmende Mobilität von Rechtsanwäl-
ten. Das Gesetz sollte diese Problematik ausdrücklich adressieren und klarstellen, dass das 
Tätigkeitsverbot nach § 42 Abs. 2 BRAO-E in ihrer bisherigen Kanzlei mit einem Mandat nicht 
persönlich vorbefasste Wechsler in ihrer neuen Kanzlei nicht trifft. 
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2.3 Die Ausweitung des § 45 Abs. 2 Satz 2 BRAO-E dahin, dass die Ausnahme des Grund-
satzes sozietätsweiten Erstreckung von Tätigkeitsverboten für alle Formen wissen-
schaftlicher Mitarbeit gilt – also nicht nur für wissenschaftliche Mitarbeiter bei Rechtsanwäl-
ten, sondern auch bei Gerichten, Staatsanwaltschaften oder Notaren –, ist konsequent und 
sachgerecht. Der gesetzgeberische Gedanke, dass eine vorausgehende wissenschaftliche 
Tätigkeit den Berufseinstieg nicht unverhältnismäßig erschweren darf, gilt unabhängig davon, 
wo die Mitarbeit geleistet wurde. Eine terminologische Unsicherheit besteht, soweit die pri-
vilegierende Wirkung der Norm u.a. an eine Tätigkeit „während des rechtswissenschaftlichen 
Studiums“ anknüpft. Gemeint ist damit das universitäre Studium des Fachs Rechtswissen-
schaft mit dem Studienziel Erste Juristische Prüfung. Dies ist allerdings nur ein denkbares 
Fach und ein Studienziel innerhalb der Fächergruppe Rechtswissenschaften (ein rechtswis-
senschaftliches Studium kann grundständig oder weiterführend in den Fächern Rechtswissen-
schaft oder Wirtschaftsrecht an einer Universität oder einer Hochschule für angewandte Wis-
senschaften erfolgen). Aufgrund dieser Fächerstruktur kann man innerhalb der Fächergruppe 
Rechtswissenschaften auch nach dem Bestehen der zweiten Staatsprüfung ein „rechtswis-
senschaftliches Studium“ betreiben, z.B. in einem Masterstudiengang oder einem Aufbaustu-
diengang. 

2.4 Diskussionswürdig ist die im Gesetz weiterhin angelegte Begrenzung der Privilegierung 
wissenschaftlicher Mitarbeiter bis zur Zweiten Staatsprüfung. Der Unterzeichner hat sich 
zwar als Sachverständiger in der Anhörung zum Gesetz zur Stärkung der Aufsicht bei Rechts-
dienstleistungen vom 21.11.2022 für die aktuelle Fassung, die diese Begrenzung vorsieht, 
ausgesprochen. Die nun vom Deutschen Anwaltverein vorgeschlagene, gleichsam vermit-
telnde Lösung einer befristeten Privilegierung wissenschaftlicher Mitarbeiter über einen kürze-
ren Zeitraum über das zweite Staatsexamen hinaus löst allerdings sachgerecht praktische 
Probleme, ohne die grundsätzlichen Bedenken gegenüber einer Privilegierung wissenschaft-
licher Mitarbeiter über das Zweite Staatsexamen hinaus zu negieren. Hierbei erscheint weni-
ger maßgeblich, dass wissenschaftliche Mitarbeiter vor und nach dem zweiten Staatsexamen 
in Kanzleien faktisch identische Aufgaben wahrnehmen. Gewichtiger ist aus der Sicht der Pra-
xis ein anderer Gesichtspunkt: Eine erhebliche Zahl von Berufsanfängern arbeitet nach dem 
Examen als wissenschaftlicher Mitarbeiter weiter, um „hauptberuflich“ eine vor dem Examen 
begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Promotion zu beenden oder eine Zusatzqua-
lifikation (Master) zu erwerben. Wer sich hingegen inhaltlich bereits auf Anwaltstätigkeit fokus-
siert, wird die Zulassung zur Anwaltschaft allein schon deshalb anstreben, um Zugang zum 
Versorgungswerk und die Möglichkeit der Nachversicherung dort zu erlangen, und hierauf 
nicht verzichten, nur um künftig keinem Tätigkeitsverbot unterfallen zu können. Demjenigen, 
der aus regelmäßig dann guten Gründen auf eine Zulassung einstweilen verzichtet, das be-
rufliche Fortkommen unnötig zu erschweren, ist wenig überzeugend, wenn eine zeitlich eng 
befristete Regelung Missbrauchsmöglichkeiten faktisch ausschließt.  
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3. Die Einführung des rechtlichen Hinweises als gesetzlich definiertes Aufsichtsinstru-
ment und die Vereinheitlichung des Rechtswegs nach der VwGO sind sachgerecht. Die 
Entscheidung, die Revision zum Bundesgerichtshof bei rechtlichen Hinweisen nun 
doch beizubehalten, ist richtig: Ohne höchstrichterliche Rechtsvereinheitlichung hätte 
eine Zersplitterung der Berufsrechtsprechung auf der Ebene der Anwaltsgerichtshöfe 
gedroht. Nachbesserungsbedarf besteht bei der Regelung des UWG-„Vorschaltverfah-
rens“ (§ 73c BRAO-E): Sie beschneidet die Reaktionsfähigkeit der Kammern, ohne ein 
gleichwertiges Steuerungsinstrument bereitzustellen. Die Alternative einer öffentlich-
rechtlichen Untersagungsverfügung wäre systematisch konsequenter und funktional 
effektiver. 

3.1 Die gesetzliche Regelung des rechtlichen Hinweises (§ 73 Abs. 3 BRAO-E) schließt eine 
seit dem BGH-Urteil vom 3. Juli 2017 (AnwZ (Brfg) 45/15) virulente Regelungslücke. Der An-
waltssenat hatte die missbilligende Belehrung zwischen präventiver Beratung und repressiver 
Rüge verortet und ihre Anfechtbarkeit als Verwaltungsakt anerkannt, dabei aber bedenkliche 
Rechtsschutzlücken erzeugt. Die Kodifizierung eines klar definierten, präventiven rechtli-
chen Hinweises mit einheitlicher Anfechtbarkeit nach Maßgabe der VwGO ist deshalb kon-
sequent. Die dogmatisch berechtigte Kritik im Schrifttum (Deckenbrock, ZRP 2025, 237; 
Thole, AnwBl. 2026, https://doi.org/10.70919/anwbl10171), dass die Abgrenzung zwischen 
empfehlendem Rat und rechtlichem Hinweis weiterhin Auslegungsspielraum lässt, kann der 
Gesetzentwurf nicht vollständig beseitigen; entscheidend ist, dass er für den Kernbereich ver-
bindlicher Festlegungen klare Rechtsschutzwege eröffnet hat. 

3.2 Besondere Bedeutung hat die Entscheidung des Regierungsentwurfs, anders als noch im 
Referentenentwurf bei rechtlichen Hinweisen die Revision zum Bundesgerichtshof zu er-
halten (§ 73 Abs. 3 Satz 3 BRAO-E), während für Rügen, Zwangsgelder und Auskunftsverlan-
gen der Instanzenzug beim Anwaltsgerichtshof endet. Diese Differenzierung ist richtig und 
schützenswert. Die Entwurfsbegründung dokumentiert zu Recht, dass missbilligende Beleh-
rungen und ihr Nachfolger, der rechtliche Hinweis, in der Vergangenheit in einer signifikanten 
Zahl von Verfahren Anlass für grundsätzliche Berufsrechtsentscheidungen des BGH geboten 
haben, die ohne diesen Instanzenzug nicht möglich gewesen wären. Hinzu kommt ein Argu-
ment, das bisher nicht hinreichend betont wurde: Ohne Revision zum BGH bliebe die Klärung 
grundlegender berufsrechtlicher Fragen auf 16 regional u.U. divergierende Anwaltsgerichts-
höfe beschränkt. Werden berufsrechtliche Fragen hingegen gewissermaßen sachfremd über 
die wettbewerbsrechtliche Schiene gestellt, endet der UWG-Instanzenzug beim BGH. Höchst-
richterliche Klärung wäre in den Händen von Richtern, die berufsrechtliche Fragen mit weniger 
fachlicher Spezialisierung bearbeiten als der Anwaltssenat. Es wäre eine eigentümliche Kon-
sequenz, wenn gerade der berufsrechtlich kompetentere Revisionsweg durch eine zu enge 
Ausgestaltung des neuen Rechtswegs entwertet würde. 

3.3 Bedenken begegnet hingegen der Verzicht auf ein Antragsrecht der Mitglieder auf Er-
teilung eines rechtlichen Hinweises. Die Entwurfsbegründung verweist auf die „eingespielte 
Beratungspraxis“ der Kammern und angeblich „nicht kalkulierbare Haftungsrisiken“. Beides 
trägt nicht. Das verfassungsrechtliche Argument gegen diesen Verzicht ergibt sich aus der 
besonderen Struktur des Rechtsverhältnisses zwischen Kammer und Mitglied. Als Körper-
schaft des öffentlichen Rechts ist die Rechtsanwaltskammer Behörde der mittelbaren Staats-
verwaltung. Bürgern steht gegenüber Behörden zwar kein allgemeiner Anspruch auf eine 
rechtliche „Vorabberatung“ zu. Die Situation von Pflichtmitgliedern ist aber grundlegend ver-
schieden: Der Rechtsanwalt unterliegt kraft Gesetzes der Aufsicht einer Behörde, deren 
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Rechtsauffassung er nicht ausweichen kann. Er kann sich keine andere Kammer wählen; er 
kann die berufsrechtliche Rechtslage nicht durch ein gesetzlich definiertes Klageverfahren klä-
ren lassen – denn ohne vorangegangenen Verwaltungsakt fehlt es an einem tauglichen Kla-
gegegenstand. Genau diese Konstellation – irreversible Disposition unter Ungewissheit 
über den behördlichen Standpunkt – hat den Gesetzgeber im allgemeinen Verwaltungs-
recht dazu bewogen, Vorablösungen zu schaffen: Vorbescheid im Baurecht, Zusage nach § 
38 VwVfG, verbindliche Auskunft nach § 89 AO. Diese Instrumente bestehen nicht, weil Be-
hörden generell zur Vorabberatung verpflichtet wären, sondern weil ohne sie Grundrechtspo-
sitionen – hier: Art. 12 Abs. 1 GG - strukturell beeinträchtigt würden. Ein „Bescheidungsrecht“ 
des Mitglieds gegenüber der Kammer ist die konsequente Übertragung dieses verfas-
sungsrechtlichen Gedankens auf das Berufsrecht. Das geltende Recht zwingt den Rechts-
anwalt andernfalls, zunächst gegen seine Berufspflichten zu verstoßen, um Rechtsklarheit zu 
erlangen – was dem Reformziel der Prävention diametral widerspricht. Bei einem Recht auf 
Erteilung eines rechtlichen Hinweises hätte der Vorstand weiterhin Ermessen hinsichtlich Um-
fangs und Form der Antwort, und die Kammerpraxis zeigt, dass entsprechende Anfragen zu 
einem erheblichen Teil ohnehin schon gestellt werden. Haftungsrisiken entstehen durch eine 
förmliche Antwort nicht in größerem Maß als durch die bestehende informelle Beratungspraxis, 
die nicht in einem rechtsfreien Raum erfolgt. 

3.4 Die Neuregelung des Vorgehens gegen Kammermitglieder nach dem UWG (§ 73c 
BRAO-E) soll einheitliche Verhältnisse schaffen; dieses Anliegen ist berechtigt. Die konkrete 
Ausgestaltung des Vorschaltverfahrens ist jedoch problematisch. Unterlassungsansprüche 
nach dem UWG müssen zur Wahrung der Dringlichkeit im einstweiligen Rechtsschutz im Re-
gelfall innerhalb eines Monats ab Bekanntwerden des Verstoßes gerichtlich geltend gemacht 
werden. Ist die Kammer durch § 73c Abs. 1 Satz 1 BRAO-E verpflichtet, vor dem UWG-Ver-
fahren zunächst einen rechtlichen Hinweis zu erteilen und dessen Wirkung abzuwarten, ris-
kiert sie den Verlust der Eilbedürftigkeit. Die von der Rechtsprechung anerkannten Aus-
nahmen von der Monatsfrist wurden bisher für Fälle berechtigter Ermittlungsverzögerungen 
entwickelt, nicht für strukturell eingeführte berufsrechtliche Vorschaltverfahren; die Begrün-
dung des Entwurfs entschärft dieses Problem nicht überzeugend. 

3.5 Das eigentliche, durch § 73c BRAO-E ungelöste Problem ist, dass den Kammern im Sys-
tem der BRAO eine wirkungsvolle Reaktionsmöglichkeit fehlt. Die naheliegende Lösung 
und in der Vergangenheit von den Kammern auch gerne genutzte Möglichkeit – eine öffent-
lich-rechtliche Untersagungsanordnung – hatte der BGH in seinem Beschluss vom 
25.11.2002 (AnwZ (B) 41/02) mit dem Argument unterbunden, dass die BRAO ein geschlos-
senes Reaktionssystem enthalte und ein Rückgriff auf allgemeines Verwaltungsrecht deshalb 
ausscheiden müsse. Dieser Einwand hindert den Gesetzgeber nicht, in der BRAO selbst eine 
entsprechende Befugnis zu schaffen. Das Vorbild liegt im geltenden Recht: §§ 68a, 68b WPO 
sehen für die Wirtschaftsprüferkammer eine öffentlich-rechtliche Untersagungsanordnung mit 
sofortiger Vollziehbarkeit und gerichtlicher Überprüfbarkeit vor. Eine vergleichbare Regelung 
in der BRAO wäre nicht nur effektiver, sondern systemkonsequenter: Die Rechtsanwalts-
kammer ist als Behörde der mittelbaren Staatsverwaltung auf behördliche Handlungsformen 
angelegt. Sie sollte mit Verwaltungsakten agieren, nicht mit dem zivilrechtlichen Instrumenta-
rium des Lauterkeitsrechts. Rechtsschutzwege nach der VwGO und Haftung nach § 839 BGB 
stünden ohne Weiteres zur Verfügung. Der Gesetzgeber sollte diese Lösung erwägen, anstatt 
den Kammern einen zivilrechtlichen Umweg zu eröffnen, der seine wesensprägende Schnel-
ligkeit verliert, noch bevor er ernsthaft genutzt werden kann. 
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4. a) Die Einfügung einer Vorschrift zu Wiederholungswahlen (§ 68a BRAO-E) schließt 
eine Regelungslücke und ist im Grundsatz sachgerecht. Nachjustierung ist in mehreren 
Punkten geboten, die nach den Erfahrungen aus den Wahlanfechtungsverfahren der 
Kammern Düsseldorf und München, die Auslöser der Neuregelung sind, praktisch be-
deutsam waren: Hinsichtlich des für die Wiederholungswahl zuständige Wahlvor-
stands, der Bereinigung des Wahlvorschlags um zwischenzeitlich anderweitig gewählte 
Kandidaten sowie des Verhältnisses zwischen Vorstands- und Präsidiumswahl.  

b) Unabhängig von der Wiederholungswahl sollten einige weitere Nachbesserungen im 
Kammerwahlrecht erwogen werden: Die Bindung des Wahlvorschlags an die Zustim-
mung des Vorgeschlagenen, die vollständige Streichung der Mindestberufserfahrung 
für die Vorstandswahl (§ 65 Nr. 2 BRAO) und die Streichung der Altersgrenze im Ableh-
nungsrecht (§ 67 Nr. 1 BRAO-E). 

4.1 § 68a Abs. 2 Satz 1 BRAO-E ordnet die Durchführung der Wiederholungswahl „nach den-
selben Vorschriften wie die ursprüngliche Wahl“ an. Für das Wählerverzeichnis schreibt § 68a 
Abs. 2 Satz 3 BRAO-E zudem das aktuelle Verzeichnis vor. Der Entwurf schweigt aber zu der 
Frage, welcher Wahlausschuss eine Wiederholungswahl durchzuführen hat. Das Rekon-
struktionsprinzip gebietet die Befassung des historischen Wahlausschusses; durch Zeitablauf 
kann dieser jedoch in seiner ursprünglichen Zusammensetzung nicht mehr verfügbar sein. 
Eine Regelung, die den historischen Wahlausschuss als Regelfall bestimmt und für den Fall 
seiner Nichtverfügbarkeit die Neubildung durch den Vorstand ermöglicht, würde Handlungssi-
cherheit verschaffen. Soweit man die Adressierung dieser Frage nach § 64 Abs. 2 BRAO den 
Geschäftsordnungen der Kammern überlassen möchte, sollte zumindest in der Gesetzesbe-
gründung klargestellt werden, dass weitere Regelungen zu Wiederholungswahlen im Sat-
zungsrecht das Rekonstruktionsprinzip zu beachten haben. 

4.2 Klarstellungsbedürftig ist ferner die Behandlung historischer Kandidaten, die zwischen-
zeitlich in einer späteren turnusmäßigen Wahl in den Vorstand gelangt sind: Ihre erneute Auf-
stellung in der Wiederholungswahl würde – wegen der Unmöglichkeit, die Wahl nach § 67 
BRAO abzulehnen – zu einem doppelten Mandat führen, das praktisch nicht wahrgenommen 
werden könnte. Die Entwurfsbegründung weist auf diesen Punkt hin, der Wortlaut des § 68a 
Abs. 2 Satz 2 BRAO-E nimmt ihn jedoch nicht auf. Eine ausdrückliche gesetzliche Regelung 
wäre vorzugswürdig. 

4.3 § 78 Abs. 4 BRAO-E ordnet die sinngemäße Geltung des § 68a BRAO-E auf Präsidiums-
wahlen an, beantwortet aber nicht die Frage der Reihenfolge: Werden Präsidiumsmitglieder 
durch Wahlanfechtung aus dem Vorstand entfernt, entfällt damit die Grundlage ihrer Prä-
sidiumszugehörigkeit. Richtigerweise ist zunächst die Wiederholungswahl zum Vorstand 
durchzuführen und erst anschließend die Ergänzungswahl zum Präsidium durch den neu zu-
sammengesetzten Vorstand, da ansonsten bisherigen Präsidiumsmitgliedern die Chance ge-
nommen würde, ihr Amt wieder aufzunehmen. Ungeklärt ist ferner das Verhältnis der Fristen: 
§ 68a Abs. 3 Satz 1 BRAO-E sieht für die Wiederholungswahl vier Monate vor, § 78 Abs. 4 
Satz 2 BRAO für die Ergänzungswahl zum Präsidium drei Monate. Beide Fristen können nicht 
parallel laufen, wenn die Präsidiumswahl sachlogisch auf die Vorstandswahl folgen muss. Der 
Entwurf sollte klarstellen, dass die Drei-Monats-Frist für die Präsidiumswahl erst mit Abschluss 
der Wiederholungswahl zum Vorstand zu laufen beginnt. 

4.4 Die Neufassung des § 67 BRAO-E (Ablehnung bereits der Nominierung, neue „gewichtige 
persönliche Gründe“) adressiert nicht das strukturelle Problem des Nominierungsrechts: Jedes 
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Kammermitglied kann weiterhin ohne Zustimmung des Vorgeschlagenen zur Wahl gestellt 
werden; die Ablehnung bleibt eine Ausnahme unter abschließendem Katalog, deren unbe-
gründete Ausübung anwaltsgerichtlich sanktioniert werden kann. Niemand sollte gegen seinen 
Willen zum Ehrenamt verpflichtet werden; die Entscheidung über die Kandidatur gehört in die 
Hände des Vorgeschlagenen und sollte nicht – wie in der Praxis letztlich wirkungsgleich – 
Gegenstand informeller Absprachen zwischen Wahlausschuss und potentiellen Kandidaten 
sein. Die Wirksamkeit eines Wahlvorschlags sollte daher in § 65 BRAO-E an die Zustimmung 
des Vorgeschlagenen geknüpft werden; § 67 BRAO-E könnte dann auf Fälle beschränkt wer-
den, in denen der Ablehnungsgrund nach Zustimmung eingetreten ist. Klarstellungsbedürftig 
ist ferner § 67 Nr. 2 BRAO-E: Ein bei einer Wiederholungswahl Gewählter, der in der voran-
gegangenen Wahlperiode bereits Vorstandsmitglied war, muss vom Ablehnungsrecht erfasst 
sein – auch wenn die zwischenzeitliche, für nichtig erklärte Amtszeit ex tunc als nicht absolviert 
gilt. Die Begründung sollte dies klarstellen. 

4.5 Mit Blick auf die für die Vorstandswahl verbleibende Mindestberufserfahrung von drei 
Jahren ist die Frage zu stellen, ob die Regelung nicht vollständig entfallen sollte. Die Ent-
wurfsbegründung zur Streichung in § 191b Abs. 3 Satz 1 BRAO führt aus, es falle erheblich 
ins Gewicht, dass die Mitglieder „durch eine persönliche Wahl aller Kammermitglieder in ihr 
Amt gelangen“. Dieses Argument trägt für die Vorstandswahl in gleicher Weise; die verwand-
ten Berufsrechte (§ 69 BNotO, § 77 StBerG, § 59 Abs. 2 WPO) kennen zudem keine entspre-
chende Regelung, ohne dass Probleme bekannt geworden sind. In Zeiten, in denen der Be-
rufsstand unter einem erheblichen Retentionsproblem leidet und viele junge Rechtsanwälte 
die Anwaltschaft nach einigen Jahren verlassen, sollte jedes Signaling vermieden werden, 
dass die Gruppe der jungen Rechtsanwälte in der berufsständischen Selbstverwaltung 
nicht repräsentiert ist und deshalb mit ihren Bedürfnissen und Problemen kein angemessenes 
Gehör findet. Vorzugswürdig ist die vollständige Streichung des § 65 Nr. 2 BRAO. 

4.6 Die altersbezogene Sonderbehandlung im Ablehnungsrecht (§ 67 Nr. 1 BRAO-E: Ab-
lehnung nach Vollendung des 65. Lebensjahrs) sollte gestrichen werden. Die verwandten 
Berufsrechte kennen eine solche Grenze nicht; sie führt dazu, dass gerade die erfahrensten 
Mitglieder das einfachste Argument haben, sich der Selbstverwaltungsarbeit zu entziehen. Die 
gegen eine Streichung vorgebrachten Einwände tragen nicht: Der Einwand, mit zunehmendem 
Alter nähmen gesundheitliche Einschränkungen zu, verkennt, dass § 67 Nr. 3 BRAO-E einen 
eigenständigen Ablehnungsgrund für gesundheitliche Beeinträchtigungen enthält. Der Ein-
wand, die Altersgrenze diene dem Generationenwechsel, verkennt, dass dieser Sache der 
Wähler ist, und steht im Widerspruch zur Begründung der Streichung der Mindestberufserfah-
rung, die auf die Wahlentscheidung als Legitimationsgrundlage verweist. Der Einwand, ältere 
Mitglieder sollten sich auf ihr Mandatsgeschäft konzentrieren dürfen, wird durch § 67 Nr. 4 
BRAO-E („gewichtige persönliche Gründe“) aufgefangen. Das individuelle Schutzbedürfnis äl-
terer Mitglieder ist durch § 67 Nr. 3 und Nr. 4 BRAO-E abgedeckt; eine pauschale Altersprivi-
legierung ist daneben nicht zu rechtfertigen. 
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5. Das Abwicklungsrecht (§ 55 BRAO-E) ist nach allgemeiner Auffassung reformbedürf-
tig. Die Einführung einer Bürgenhaftungsgrenze von 10.000 Euro und die Zulassung von 
Berufsausübungsgesellschaften als Abwickler sind dem Grunde nach sachgerecht. 
Gleichwohl begegnet die konkrete Ausgestaltung der Haftungsgrenze Praktikabilitäts-
problemen, die BRAK und BStBK in ihren Stellungnahmen zutreffend aufzeigen. Das 
Wettbewerbsverbot für Abwickler von Steuerberaterpraxen im StBerG sollte beibehal-
ten werden. 

5.1 Die Zulassung von Berufsausübungsgesellschaften als Abwickler (§ 55 Abs. 1 Satz 1 
BRAO-E) ist konsequent. In der Praxis ist es zunehmend schwierig, geeignete Einzelanwälte 
zu finden, die neben ihrer eigenen Berufstätigkeit umfangreiche „Chaoskanzleien“ mit zahlrei-
chen Verfahren übernehmen können und wollen. Berufsausübungsgesellschaften können die 
Aufgaben auf mehrere Berufsträger verteilen und komplexe Abwicklungen besser organisieren 
– wie das Vorbild der §§ 55c, 56 WPO für Wirtschaftsprüfungsgesellschaften zeigt. Gleichzeitig 
entfällt zu Recht die Möglichkeit, Personen mit Befähigung zum Richteramt zu bestellen: Sie 
verfügen regelmäßig weder über das erforderliche elektronische Anwaltspostfach noch über 
eine Berufshaftpflichtversicherung. 

5.2 Die vorgeschlagene 10.000 Euro-Haftungsgrenze (§ 55 Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 BRAO-E) 
adressiert ein Problem, das den Rechtsanwaltskammern häufiger Kopfzerbrechen bereitet: 
Insbesondere wenn insolvente Rechtsanwälte vor dem Zulassungswiderruf exzessive Vor-
schüsse eingezogen haben, ohne korrespondierende Leistungen zu erbringen, haben Abwick-
lungen für die Kammern in einzelnen Fällen zu sechsstelligen Belastungen geführt. Die Grenze 
ist dem Grunde nach ein taugliches Steuerungsinstrument. Ihre Ausgestaltung ist jedoch von 
BRAK und BStBK zu Recht als wenig praktikabel kritisiert worden: Die Frage, ob die 
10.000-Euro-Schwelle „einzutreten droht“, erfordert eine Prognose, die zu Beginn einer Ab-
wicklung – gerade bei chaotisch geführten Kanzleien – kaum verlässlich möglich ist. Schon 
die Sichtung und Erschließung der Akten kann den Betrag aufzehren, bevor überhaupt beur-
teilt werden kann, welche Mandate fortgeführt werden sollten. Hinzu kommt, dass die Rege-
lung unklar lässt, ob die Grenze mandatsbezogen oder abwicklungsbezogen gilt und wer die 
Prognoseentscheidung verantwortet.  

Problematisch ist allerdings, dass die Rechtsanwaltskammern und die Steuerberaterkammern 
über ihre Spitzenorganisationen BRAK und BStBK unterschiedliche Konzepte zur Lösung des 
Problems vorschlagen, die im Ausgangspunkt unvereinbar sind (sich aber partiell aus der un-
terschiedlichen Mandantenstruktur der beiden Berufe erklären): Die BRAK möchte für die 
Anwaltschaft die Pflicht zur Fortführung der Mandate ganz abschaffen und den Abwickler 
(neu: Kammerbeauftragten) auf ein reines Benachrichtigungsmodell beschränken: Er stellt 
Mandate fest und informiert Mandanten, ohne selbst fortzuführen. Die BStBK hingegen sieht 
für die Steuerberater aus Sorge vor einer mangelnden Attraktivität der Abwicklertätigkeit eine 
mehr oder weniger starre 10.000 Euro-Grenze kritisch und möchte zudem an der Fortfüh-
rungspflicht grundsätzlich festhalten (dem Abwickler aber ein billiges Ermessen einräumen, 
ob er im konkreten Fall fortführt oder nur Akten übergibt).  

Eine vermittelnde Lösung könnte folgende Elemente verbinden: Die Fortführungspflicht 
könnte als Grundsatz beibehalten werden – schon um Fristen und laufende Gerichtsverfahren 
zu sichern –, aber als Soll-Vorschrift ausgestaltet werden, die dem Abwickler bei offensicht-
lich unwirtschaftlichen oder haftungsträchtigen Mandaten ein dokumentiertes Abweichungs-
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recht gibt. An die Stelle der starren 10.000-Euro-Grenze könnte ein gestuftes Zustimmungs-
modell treten: Die Kammer erteilt bei Bestellung pauschal eine Zustimmung bis zu einem von 
ihr festgesetzten Betrag (der je nach Größe der Kammer und des Abwicklungsfalls variieren 
kann); darüberhinausgehende Fortführungen bedürfen expliziter Einzelzustimmung. Zudem 
könnte die Vergütung der Abwicklungstätigkeit (Sichten, Sortieren, Benachrichtigen) von der 
Vergütung der Mandatsfortführung begrifflich klar getrennt und die Bürgenhaftungsgrenze nur 
auf Letztere bezogen werden. Schließlich sollte die von der BRAK angeregte gesetzliche 
Klarstellung zu Bankkonten und Fremdgeldern (Auskunftspflicht der Kreditinstitute, Verfü-
gungsbefugnis über Anderkonten) in den Normtext aufgenommen werden; sie löst ein in der 
Praxis dokumentiertes und dringendes Problem, ohne die Systematik der Abwicklung zu ver-
ändern. 

5.3 Zustimmung verdient das Anliegen der BStBK, das Wettbewerbsverbot für Steuerbera-
ter-Abwickler (§ 70 Abs. 8 i.V.m. § 69 Abs. 6 StBerG) beizubehalten. Der Abwickler erhält 
durch sein Amt privilegierten Zugang zum Mandantenstamm der abzuwickelnden Kanzlei; die-
ser Informationsvorsprung würde ohne Wettbewerbsverbot zu einer strukturellen Benachteili-
gung der wirtschaftlich Berechtigten (Erben, ggf. Praxisinhaber) führen und könnte den Kanz-
leiwert schmälern, der häufig die wesentliche Altersvorsorge darstellt – anders als bei Rechts-
anwälten gibt es bei Steuerberatern weiterhin einen Markt für Praxiskäufe, da der Mandanten-
stamm eines Steuerberaters aufgrund der typischerweise stabilen und auf Dauer angelegten 
Mandantenbeziehungen einen Kauf lukrativ macht. Das Wettbewerbsverbot ist für Steuerbe-
rater daher wichtiger als für Rechtsanwälte mit ihren deutlich volatileren Mandatsbeziehungen. 
Eine Streichung des Wettbewerbsverbots ist daher trotz des grundsätzlich vorzugswürdigen 
Gleichlaufs der Berufsrechte der Rechtsanwälte, Patentanwälte und Steuerberater nicht sinn-
voll. Der Einwand, das Verbot wirke abschreckend auf potenzielle Abwickler, wird durch die 
Ausnahmeregelung bei Einwilligung (§ 69 Abs. 6 Halbsatz 2 StBerG) hinreichend abgemildert. 

. 
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6. Die Neuregelungen im Recht der Berufsausübungsgesellschaften sind sachgerecht. 
Die Kopplung von Rechtsdienstleistungsbefugnis und Postulationsfähigkeit an die Zu-
lassung (§§ 59k, 59l BRAO-E) und die Neuregelung zum Erlöschen der Zulassung bei 
Auflösung (§ 59h Abs. 1 BRAO-E) sind zu begrüßen. Die Gleichstellung schweizerischer 
Gesellschaftsformen ist folgerichtig. Bei der Erweiterung des Gesellschafterkreises auf 
ausländische Notare (§ 59c Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BRAO-E) sind die sehr unterschiedlichen 
Qualifikationsniveaus der weltweiten Notariatsmodelle zwar eine Herausforderung. Sie 
ist allerdings bereits aus dem Steuerberaterberuf bekannt. Die Einbeziehung ausländi-
scher Freier Berufe in § 207a Abs, 1 Nr. 3 BRAO-E ist systematisch notwendig, wenn-
gleich gesetzgeberische Handreichungen zur erleichterten Prüfung durch die Kammern 
wünschenswert wären. In § 207a Abs. 1 Nr. 2 BRAO sollte eine Klarstellung der Anfor-
derungen an die Rechtsdienstleistungsbefugnis ergänzt werden. 

6.1 Die explizite Kopplung von Rechtsdienstleistungsbefugnis und Postulationsfähigkeit 
an die Zulassung der Berufsausübungsgesellschaft bzw. an die ausnahmsweise Entbehrlich-
keit einer Zulassung (§§ 59k, 59l BRAO-E) setzt die in der Literatur von Henssler (in: Henss-
ler/Prütting, BRAO, 6. Aufl., § 59f BRAO, Rn. 29) vertretene und aus systematischen Gründen 
zutreffende Auffassung in geltendes Recht um. Der Wortlaut des § 59k Satz 1 BRAO a.F. ließ 
eine Gegenauslegung zu (Römermann, in: BeckOK BRAO, § 59k BRAO, Rn. 4), die mit dem 
Regelungskonzept des § 3 RDG und § 114 Abs. 1 Nr. 5 BRAO – Aberkennung der Rechts-
dienstleistungsbefugnis als anwaltsgerichtliche Sanktion – unvereinbar war. Die Klarstellung 
im Wortlaut beendet einen Streit, der Rechtsunsicherheit für Gesellschaften, Gerichte und 
Mandanten bedeutete; sie ist daher zu begrüßen. 

6.2 Die Gleichstellung schweizerischer Gesellschaftsformen mit EU/EWR-Gesellschaften 
(§ 59b Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BRAO-E) entspricht der bereits bestehenden Gleichstellung Schwei-
zer Rechtsanwälte nach dem EuRAG und schließt eine Asymmetrie, die sachlich nicht zu be-
gründen war. Zwar schränkt das Schweizer Berufsrecht die Postulationsfähigkeit ausländi-
scher Gesellschaften erheblich ein, dieser Befund ändert aber nichts an der Richtigkeit der 
Neuregelung, denn das Reziprozitätsprinzip im Bereich der Rechtsdienstleistungsbefugnisse 
sollte nicht der Maßstab für die Ausgestaltung nationalen Berufsrechts in der Frage der nutz-
baren Rechtsformen sein. Der im Gesetzgebungsverfahren geäußerte Wunsch einer Klärung, 
ob die berufsrechtliche Neuregelung in der Praxis sinnvoll genutzt werden kann, wenn im Ver-
hältnis zur Schweiz nach hM wie gegenüber allen Drittstaaten außerhalb des Binnenmarktes 
gesellschaftsrechtlich die sog. Sitztheorie Geltung beansprucht, ist nachvollziehbar. Aller-
dings wäre es problematisch, Fragen des Internationalen Gesellschaftsrechts im Berufsrecht 
einiger regulierter Freiberufler durch eine Sonderanknüpfung regeln zu wollen.  

6.3 Für das Erlöschen der Zulassung bei Auflösung der Gesellschaft (§ 59h Abs. 1 Satz 
1 BRAO-E) schafft die Neuregelung eine sachgerechte Lösung für die Liquidationsphase: Die 
Zulassung erlischt erst mit der Beendigung der Gesellschaft, nicht bereits mit ihrer Auflösung. 
Bisher führte die automatische Verknüpfung von Auflösung und Zulassungserlöschen dazu, 
dass Mandate in der Abwicklungsphase mangels Postulationsfähigkeit nicht mehr ordnungs-
gemäß betreut werden konnten oder eine Sanierung durch Insolvenzplan erheblich erschwert 
wurde. Die Voraussetzung, dass die Verfügungsbefugnis auf zugelassene Berufsangehörige 
übergehen muss, sichert den Mandantenschutz hinreichend ab. 
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6.4 Die Zulassung ausländischer Notare als Gesellschafter (§ 59c Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
BRAO-E) löst ein praktisches Problem, das in Zulassungsverfahren ausländischer Berufsaus-
übungsgesellschaften wiederholt aufgetreten ist: Ausländische Notare können derzeit die Zu-
lassung einer Gesellschaft in Deutschland blockieren, obwohl ihre Beteiligung keine Berufs-
pflichtgefährdung begründet. Das Anliegen des Entwurfs ist daher berechtigt. Bedenken ge-
gen die Neuregelung sind allerdings nicht ohne Substanz: Der Notarberuf wird weltweit in 
gänzlich verschiedenen Ausprägungen ausgeübt. Während insbesondere Notare des lateini-
schen Notariats in Qualifikation und Unabhängigkeit den deutschen Anforderungen an einen 
Notar entsprechen, werden unter die Bezeichnung Notar in anderen Rechtsordnungen beglau-
bigende Hilfskräfte ohne juristische Ausbildung gefasst, denen nach dem Recht des Herkunfts-
staats Rechtsberatung sogar verboten sein kann. Dass Bedenken bestehen, wenn Notare un-
terschiedslos sozietätsfähig werden sollen, ist nachvollziehbar. Das Problem ist allerdings 
nicht neu. Es besteht in gleicher Weise für ausländische Steuerberater. Der Beruf des 
Steuerberaters deutscher Prägung ist weltweit weitgehend singulär und mit Berufen im Aus-
land, die sich sinngemäß als Steuerberater, -experte usw. bezeichnen, nicht vergleichbar. 
Gleichwohl sieht der Gesetzgeber ausländische Steuerberater nach § 50 Abs. 1 Nr. 2 StBerG, 
§ 59c Abs. 1 Nr. 3 BRAO ohne Weiteres als sozietätsfähig an. Soweit mit Blick auf Notare 
besondere Anforderungen statuiert werden sollten, ist mit Blick auf die Kohärenz des Rechts 
der Berufsausübungsgesellschaften darauf zu achten, dass keine Insellösung mit besonderen 
Anforderungen nur für ausländische Notare geschaffen wird.  

6.5 Die Erweiterung des zulässigen Gesellschafterkreises ausländischer Berufsaus-
übungsgesellschaften auf Angehörige freier Berufe (§ 207a Abs. 1 Nr. 3 BRAO-E i.V.m. § 
59c Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 BRAO-E) schließt eine Inkonsistenz: Nach geltendem Recht können 
Angehörige ausländischer freier Berufe bereits Gesellschafter einer inländischen Berufsaus-
übungsgesellschaft sein, weil § 59c Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BRAO auf § 1 Abs. 2 PartGG verweist, 
der in- und ausländische Freie Berufe nicht unterscheidet. Dieselbe Beteiligung der Zulassung 
einer ausländischen Berufsausübungsgesellschaft entgegenstehen zu lassen, ist in der Tat 
nicht zu rechtfertigen. Die Prüfung, ob ein Beruf aus einem dieser Staaten den Anforderungen 
des § 1 Abs. 2 PartGG genügt, stellt die Rechtsanwaltskammern vor erhebliche rechtsver-
gleichende Herausforderungen. Der Regierungsentwurf begegnet diesem Problem, anders 
als noch der Referentenentwurf, sachgerecht durch die Möglichkeit, von der Gesellschaft Be-
lege für die Freiberuflichkeit des ausländischen Berufsträgers zu verlangen (§ 59c Abs. 1 Satz 
4 BRAO-E). Für die praktische Handhabbarkeit wären in der Begründung Leitlinien zu den 
konstitutiven Merkmalen der Freiberuflichkeit wünschenswert – hohe Qualifikation, wirtschaft-
liche Unabhängigkeit, Gemeinwohlbindung (EuGH, 11.10.2001, C-267/99) –, anhand derer die 
Kammern strukturiert prüfen können. 

6.6 Ein Praxisproblem des § 207 Abs. 1 Nr. 2 BRAO sollte mit diesem Gesetzgebungsverfah-
ren gelöst werden: § 207 Abs. 1 BRAO knüpft eine Niederlassungsmöglichkeit an die Befug-
nis der WHO-Gesellschaft, in ihrem Sitzstaat Rechtsdienstleistungen zu erbringen. Dies 
setzt gedanklich eine Rechtdienstleistungsbefugnis der Gesellschaft iSd § 59k BRAO voraus. 
Eine solche ist in vielen Staaten unbekannt, das Handeln der Gesellschaft stützt sich vielmehr 
(wie früher auch im deutschen Recht) auf die Rechtsdienstleistungsbefugnisse der Gesell-
schafter. Kammern verlangen daher mit Blick auf § 207 Abs. 1 Nr. 2 BRAO zum Teil Nachweise 
zur gesellschaftsbezogenen Postulationsfähigkeit bis hin zu Rechtsgutachten, die WHO-Ge-
sellschaften nicht vorlegen können. Eine Klarstellung kann diese Rechtsunsicherheiten besei-
tigen („..sie ..selbst oder durch in ihr tätige Gesellschafter zur Erbringung…befugt ist“). 
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7. a) Die Detailänderungen des RDG wie jene zum Verbraucherschutz beim Konzernin-
kasso, zu Mitteilungspflichten bei Nichtweiterverfolgung, zur Verhinderung unbefugter 
Rechtsdienstleistungen sowie höhere Bußgelder – sind sachgerecht, auch wenn die 
Sachkundeanforderungen grundlegender reformbedürftig sind.  

b) Die Einzeländerungen in diesem Gesetz geben allerdings Anlass zu einer grundsätz-
licheren Anmerkung: Das RDG wächst seit Jahren durch punktuelle Anreicherung mit 
Berufspflichten, die inhaltlich, zum Teil wortgleich, Pflichten der BRAO, der PAO und 
des StBerG spiegeln. Diese Regulierungslogik wirft die Frage auf, ob nicht im Interesse 
schlanker Gesetzgebung und widerspruchsfreier Lösungen für ausgewählte, nicht sta-
tusprägende Teilbereiche wie die zivilrechtlichen Fragen der Erbringung von Rechts-
dienstleistungen die personenbezogene, berufsrechtlich fragmentierte Regulierung 
durch eine tätigkeitsbezogene ersetzt werden sollte, die an der Rechtsdienstleistung 
als Produkt bzw. dem Rechtsdienstleistungsvertrag als Schuldverhältnis ansetzt. 

7.1 Die inhaltlichen Umschichtungen der Sachkundeerfordernisse tragen der seit der Re-
form des Rechtsdienstleistungsrechts vor fast 20 Jahren erfolgten Entwicklung der rechtlichen 
und tatsächlichen Rahmenbedingungen der Tätigkeit von Inkassodienstleistern zumindest 
besser Rechnung als der aktuell geltende Anforderungskatalog. Angesichts der insbesondere 
durch die Rechtsprechung des BGH in der sog. „lexfox“-Entscheidung vorgenommenen Aus-
weitung der Rechtsdienstleistungsbefugnisse von Inkassodienstleistern, die mittlerweile weit 
über das klassische Inkasso hinausgehen und die Verfolgung von (potenziellen) Zahlungsan-
sprüchen in einem beliebigen Rechtsgebiet erlauben sollen, stellt sich allerdings die Frage, ob 
der quantitative Umfang an den Erwerb von Sachkunde mit 120 Zeitstunden – zumal nur in 
Rechtsgebieten, die auf die klassische Forderungsbeitreibung zugeschnitten sind – noch an-
gemessen ist. Der Sache nach können nach dem gegenwärtigen Regelungsansatz Inkasso-
dienstleister in beliebigen Gebieten des materiellen Rechts nicht nur bestehende und un-
streitige Zahlungsansprüchen verfolgen, sondern solche Zahlungsansprüche durch die Aus-
übung von Gestaltungsrechten überhaupt erst generieren. Auf ein solches Tätigkeitsspektrum 
waren § 11 RDG, §§ 2 ff. RDV nie ausgerichtet. Sie lassen für den Erwerb einen Umfang von 
120 Zeitstunden Sachkundeerwerb genügen. Ein solcher Zeitumfang entspricht ca. 1,5 % des 
zeitlichen Umfangs eines volljuristischen Studiums, 2,2 % eines juristischen Bachelorstudiums 
ECTS-System und 8 % der theoretischen Ausbildung von Auszubildenden im ReNoPat-Be-
rufsbild in der Berufsschule. Während es bereits zweifelhaft ist, dass bei einem solchen 
Umfang adäquate Kenntnisse für die klassische Forderungsbeitreibung erworben werden 
können, dürfte dies für andere Rechtsmaterien weitgehend ausgeschlossen sein. Naheliegend 
wäre es etwa, für jedes Rechtsgebiet, für das Inkassodienstleistungen explizit angeboten wer-
den, den Nachweis zusätzlicher Sachkunde in einem gesetzlich definierten Umfang zwingend 
vorzuschreiben. Eine entsprechende grundlegende Reform des RDG sollte nach der aktuell 
verfolgten, eher „kosmetischen“ Änderung des § 11 RDG nicht aus dem Blick geraten. 

2. Das Umgehungsverbot für Inkassodienstleister (§ 13h RDG-E) schließt eine weitere Lü-
cke, die bisher zu Wettbewerbsverzerrungen zwischen Rechtsdienstleistern, die den (spärli-
chen) Berufsausübungsregeln des RDG unterfallen, und Wettbewerbern, die berufsspezifisch 
reguliert werden. Vergleichbare Lückenschlüsse hat es aufgrund der bislang asymmetrischen 
Regulierung des Rechtsdienstleistungsmarkts bereits in der Vergangenheit gegeben. Die ak-
tuell vorgeschlagene Ergänzung des RDG zeigt allerdings ein Problem auf, das die Spiegelung 
von immer mehr Berufspflichten „traditioneller“ Rechtsdienstleister (Rechtsanwälte, Patentan-
wälte, Steuerberater) mit sich bringt: Bereits kleinere Abweichungen in den Formulierungen 
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können Anlass geben, die jeweilige Berufsausübungsregel unterschiedlich zu interpretieren. 
Insofern sollte in § 13h RDG zur Vermeidung solcher Effekte auf sprachliche Kreativität ver-
zichten und sich im Wortlaut eng an § 12 BORA, § 17 BOPA orientieren. 

7.2 Die systematisch tieferliegende Frage, für die die geplante Regelung des § 13h RDG bei-
spielhaft steht, ist die nach dem regulatorischen Grundmodell des Rechtsdienstleistungs-
rechts der Zukunft. Das geltende Recht reguliert anbieterbezogen: Es knüpft an den Beruf oder 
die Zulassung der handelnden Person an und ordnet ihr dann ein berufsspezifisches Pflichten-
programm zu. Das Ergebnis ist eine weitgehend parallele, berufsgruppensegmentierte Norm-
landschaft: Informationspflichten für Rechtsanwälte (§ 43d BRAO), Informationspflichten für 
Inkassodienstleister (§ 13a RDG), Vergütungsvereinbarungen für Rechtsanwälte (§ 3a RVG), 
Vergütungsvereinbarungen für Inkassodienstleister (§ 13c RDG), Vergütungsvereinbarungen 
für Steuerberater (§ 4 StVV), Umgehungsverbot für Rechtsanwälte (§ 12 BORA), Umgehungs-
verbot für Patentanwälte (§ 17 BOPA), Umgehungsverbot für Inkassodienstleister (§ 13h RDG-
E). Diese Parallelstruktur erzeugt nicht nur Regelungsaufwand, sondern strukturelle Inkohä-
renz: Gleiche Sachverhalte werden je nach Rechtsdienstleister in Details bisweilen unter-
schiedlich geregelt, ohne dass es hierfür einen sachlichen Grund gäbe. Der aktuell vorgeschla-
gene § 13h RDG ist ein Beispiel hierfür. Zu erwägen ist daher, ob ein Regulierungsmodell, das 
tätigkeitsbezogen an der Rechtsdienstleistung ansetzt (regulation by activity) und Pflich-
ten, die ihrer Natur nach nicht berufs-, sondern leistungsbezogen sind, abstrakt am Rechts-
verhältnis zwischen Erbringer und Empfänger der Rechtsdienstleistung festmachen würde, 
nicht vorzugswürdig ist. Das Behandlungsvertrag (§§ 630a ff. BGB) hat diesen Ansatz ge-
wählt und für die Arzt-Patienten-Beziehung Informationspflichten, Dokumentationspflichten 
und Aufklärungsstandards in einem eigenen Vertragstyp im BGB kodifiziert – personenunab-
hängig, tätigkeits- und „produkt“bezogen. Ein Rechtsdienstleistungsvertrag als eigener Ver-
tragstyp im BGB könnte zivilrechtlich geprägte Pflichten – Informationspflichten, Vergütungs-
vereinbarung, Aufklärung über Erfolgsaussichten, Umgang mit Fremdgeldern, Zurückbehal-
tungsrechte – einheitlich für alle Rechtsdienstleister regeln, unabhängig davon, ob sie Rechts-
anwälte, Steuerberater, Inkassodienstleister, zugelassene Rentenberater oder sonstige 
Rechtsdienstleister sind. Ein solcher Ansatz würde unter Wahrung der statusprägenden be-
rufsspezifischen Vorschriften Wettbewerbsneutralität herstellen: Wer Rechtsdienstleistun-
gen erbringt, unterliegt denselben zivilrechtlichen Pflichten, unabhängig davon, wie er regula-
torisch eingeordnet ist. Er würde Regulierungsarbitrage erschweren: Die Ausdehnung von 
Inkassobegriffs auf rechtsanwaltsähnliche Tätigkeiten, die zu Recht als Kohärenzproblem kri-
tisiert wird und die der Gesetzgeber seit Jahren durch punktuelle Korrekturen zu adressieren 
sucht, verlöre ihren Anreiz, wenn die tätigkeitsbezogenen Pflichten ohnehin gelten. Er würde 
schließlich Rechtssicherheit für Rechtsuchende stärken: Auftraggeber könnten unabhängig 
davon, wen sie beauftragen, partiell mit einem einheitlichen Pflichtenstandard rechnen.  

Der vorliegende Gesetzentwurf ist nicht der geeignete Ort für eine so grundlegende Reform. 
Er gibt aber Anlass, den Deutschen Bundestag zu ermutigen, den in der Beschlussempfehlung 
zum Gesetz zur Förderung verbrauchergerechter Angebote im Rechtsdienstleistungs-
markt enthaltenen Kohärenzauftrag ernst zu nehmen und den Rechtsdienstleistungsmarkt 
nicht durch immer weitere punktuelle Normanreicherung verschiedener Berufsgesetze zu re-
gulieren, sondern die Frage zu stellen, ob ein partiell einheitlicher Rechtsrahmen für die 
Rechtsdienstleistung als Leistungsgegenstand das Regulierungsziel – Schutz der Rechtsu-
chenden und Funktionsfähigkeit der Rechtspflege – nicht nachhaltiger und kohärenter erreicht 
als die sukzessive Ausdehnung berufsspezifischer Pflichtenkataloge.  
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